
Gesetzgeber ist gefordert
Frühpensionist Sele fordert: Überbrückungsgeld soll wie Lohn behandelt werden

SCHAAN – Die neue Praxis der 
AHV-IV-FAK stösst bei vielen Früh-
pensionisten in Liechtenstein auf 
grossen Unmut. Die Frühpensio-
nierten müssen seit Anfang des 
Jahres von ihren Überbrückungs-
geldern AHV-Beiträge bezahlen.

• Christian A. Koutecky

Leo Sele, frühpensionierter Lehrer 
aus Balzers, kritisiert die Neurege-
lung, betont aber: «Ich glaube, dass 
sich die Frühpensionierten nicht 
gegen die Erhebung von AHV-Bei-
trägen auf ihren Überbrückungs-
geldern grundsätzlich wehren, son-
dern dass sie erwarten, dass die 
AHV die Abzüge im Abzugsjahr 
verbucht, und dadurch die AHV-
Beitragspflicht für jeden Einzelnen 
erfüllt ist.»

Sele kritisiert, dass weder Landtag 
noch Regierung an der Neuregelung 
der AHV beteiligt waren. Die AHV 
erhebe «nach eigenem Ermessen 
und ohne gesetzliche Grundlage auf 
den Überbrückungsgeldern für Früh-
pensionisten Beiträge». Ausserdem 
setze die AHV «nach eigenem Er-
messen und ohne gesetzliche Grund-
lage die Überbrückungsgelder einer 
einmaligen Abgangsentschädigung 
gleich» und verbuche «die abgezo-
genen Beiträge nicht als AHV-Bei-
trag für das entsprechende Kalen-
derjahr, sondern erst zum Jahr der 
Pensionierung».

«Alte Regelung unhaltbar»
 Mit der Gleichsetzung von Über-

brückungsgeld und Abgangsent-
schädigung sei, laut Walter Kauf-
mann, Direktor der Liechtenstei-
nischen AHV-IV-FAK, «eine unge-
rechte und nicht länger haltbare 
Unterscheidung» beseitigt worden. 
Für eine Abgangsentschädigung 
wird einmalig ein AHV-Beitrag er-
hoben. Diese wird auch einmal bei 
der AHV verbucht – ebenso wie 
neuerdings die Überbrückungs-
gelder.

Überbrückungsgelder sind im 
Gesetz über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung nicht er-
wähnt, weshalb sich hierbei Raum 
für Diskussionen auftut. Sele for-
dert eine Klarstellung seitens des 
Gesetzgebers. Er fordert, dass das 

monatlich ausgezahlte Überbrü-
ckungsgeld ähnlich behandelt wer-
den soll wie eine Lohnzahlung: 
«Wenn die AHV als Sozialpartner 
auftreten möchte, dann muss sie 
nicht nur Beiträge kassieren, son-
dern diese auch als Erfüllung der 
Beitragspflicht anerkennen.»

Gesetzliche Grundlagen
Sele drängt auf eine Unterschei-

dung: «Eigentlich müsste in den ge-
setzlichen Grundlagen zur AHV-IV-
FAK geregelt sein, dass Abgangs-
entschädigungen beitragspflichtig 
sind, und dass Überbrückungsgelder 
für Frühpensionisten beitragspflich-
tig sind. Ferner müsste geregelt sein, 
dass die in Abzug gebrachten Bei-
träge im Abzugsjahr verbucht wer-
den müssen.»

Da dies aber nicht der Fall ist, 
müssten die über 200 betroffenen 
Pensionisten in Liechtenstein ihre 
Versicherungspflicht zusätzlich er-
füllen. Die AHV erwarte, laut Sele, 
von jedem Frühpensionisten, dass 
er durch ein Zusatzeinkommen von 
circa 3000 Franken pro Jahr seine 
Beitragspflicht bis zum 64. Lebens-
jahr erfüllt, oder die AHV berech-
net auf Grund des Vermögens den 

jährlichen AHV-Beitrag. Wobei 
dieser Betrag nach einer Tabelle 
der AHV bis zu einem Vermögen 

von 199 999 Franken 348 Franken 
im Jahr beträgt und damit dem 
Mindestbeitrag entspricht.

Leo Sele argumentiert gegen die Neuregelung der AHV-Beiträge für Frühpensionisten.
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In einer Pressemitteilung kündete am Frei-
tag das Ressort Bildung der Regierung Ver-
anstaltungen der «zukünftigen Sekundar-
schulen» an. Jede Schule werde Anfang 
März ihr im Rahmen von SPES I entwi-
ckeltes Profil und Modell vorstellen. Die 
Regierung macht keinen Hehl daraus, dass 
die Schulen aber nicht nur ihre Konzepte 
vorstellen, sondern deutlich für SPES I wer-
ben sollen. Es ist für uns äusserst fragwür-
dig, dass die Regierung damit die Schulen 

 Im geschützten Raum, mit 
ebenfalls Betroffenen, treffen wir uns zum 
Austausch über die Trauer und den Verlust 
eines geliebten Menschen (keine Thera-
piegruppe). Bei der intensiven Suche nach 
der eigenen Art zur Bewältigung und An-
nahme dieses Endgültigen kann es eine 
Stütze sein. Das nächste Treffen findet statt 
am Samstag, den 28. Februar, von 17 bis 19 
Uhr im Haus St. Laurentius» (Bahnstrasse 
20 in Schaan). Dieses Angebot ist kosten-
los, neben den Gesprächsabenden werden 
auch Einzelgespräche angeboten. Die Lei-
tung obliegt Hildegard Corba; Auskünfte: 
Hospizbewegung Liechtenstein, Telefon 
233 41 38 oder 777 2001. (pd) 

 Die liechtensteinische Integrati-
onspolitk basiert auf dem Prinzip des «För-
derns und Forderns». Die Integrationsbemü-
hungen setzen bei der Einzelperson an und 
haben deren persönliches Wohl zum Ziel. 
Ausreichende Kenntnisse der Deutschen 
Sprache bilden dabei die Basis und sind 
auch in der Arbeitswelt unbedingt gefordert. 
In der bzb Weiterbildung in Buchs laufen 
zahlreiche Kurse für Deutsch als Fremd-
sprache auf allen Niveaustufen, auch für 
Anfänger. Personen, welche bereits Deutsch-
kenntnisse haben, aber nicht genau wissen, 
welchen Kurs sie besuchen sollen, haben je-
derzeit die Möglichkeit zu einem unver-
bindlichen und kostenlosen Einstufungstest. 
In Liechtenstein wohnhafte Personen mit 
Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilli-
gung werden durch das Ausländer- und 
Passamt mit namhaften Beträgen gefördert.

Weitere Auskünfte erhalten Interessierte 
 oder un-

ter der Telefonnummer 081 755 52 00. (pd)

Die Auswirkungen
der Neuregelung
Was bedeutet die neue Praxis für 
den Geldbeutel des Einzelnen? 
AHV-Direktor Kaufmann wartet 
mit einem Beispiel auf: «Nach 
der alten Praxis der AHV (bis 
31. Dezember 2008) bezahlt 
Herr Muster circa 4740 Franken 
jährlich als Nichterwerbstätigen-
beitrag (wenn seine Frau als Er-
werbstätige Beiträge bezahlt, 
oder wenn sie selbst schon eine 
AHV-Rente bezieht, dann be-
zahlt er ohnehin nur zirka 350 
jährlich als Nichterwerbstätigen-
beitrag). Sein früherer Arbeitge-
ber hat keine Beiträge (an die 
AHV) zu entrichten.

Nach der neuen Praxis der 
AHV (ab 1. Januar 2009) bezahlt 
Herr Muster circa 3080 Franken 
jährlich (2730 Franken als Lohn-
abzug von den 60 000 Franken 
und zirka 350 Franken als Min-
destbeitrag). Sein früherer Ar-

beitgeber bezahlt AHV-Arbeitge-
berbeiträge von zirka 4230 Fran-
ken (7,0532 Prozent von 60 000 
Franken). Nach der neuen Praxis 
bezahlt der nichterwerbstätige 
Herr Muster in diesem Beispiel 
also zirka 1660 Franken jährlich 
weniger an AHV-Beiträgen. Hier 
bringt die neue Praxis also in Be-
zug auf die Höhe der Beiträge 
keine Nachteile für die Versicher-
ten selbst.»

Anders sieht es Kaufmann zu-
folge allerdings aus, wenn Herr 
Muster ab Alter 60 Überbrü-
ckungsgeld bezieht und zudem 
parallel dazu weiterhin auch 
noch erwerbstätig ist: «In die-
sem Fall bezahlt er zusätzlich zu 
den AHV-Lohn-Beiträgen auf 
seiner parallelen Erwerbstätig-
keit neu auch noch AHV-Lohn-
Beiträge auf dem Überbrü-
ckungsgeld – in unserem Bei-
spiel also 4,55 Prozent von 
60 000 Franken, also zusätzliche 
2730 Franken jährlich.»


